
11. Verurteilung des Militärputsch in Chile 
beschlossen im September 1973 in Königswinter 

Der SLH verurteilt den Putsch der chilenischen Militärs gegen den demo­
kratisch gewählten Präsidenten Salvador Allende und seine Regierung der 
Unidad Popular. 

Der SLH solidarisiert sich mit den Chilenen, die sich für die Wiederherstel­
lung der verfassungsmäßigen Zustände einsetzen und dabei der Verfol­
gung der Militärs ausgesetzt sind. Diese verfassungsmäßigen Zustände, 
die Garantie von Parlamentarismus, Pluralismus und bürgerlichen Freihei­
ten waren gerade für den auf noch immer ungeklärte Weise ums Leben ge­
kommenen Präsidenten Allende trotz aller Schwierigkeiten Voraussetzung 
der Entwicklung der chilenischen Gesellschaft zum Sozialismus. Deswe­
gen auch wurde der chilenische Weg in der Studentenschaft mit großer 
Sympathie verfolgt. 

Der SLH wendet sich gegen die Politik der USA, die nach der Wahl Alien­
des durch den Entzug jeglicher Wirtschaftshilfe entscheidend zu den wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten Chiles beitrug, gleichzeitig aber ihre Militär­
hilfe an die chilenischen Streitkräfte fortsetzte. Damit schuf sie mit die 
AusgangSbasis für den Putsch, der von den durch die USA gerüsteten Mili­
tärs durchgeführt wurde. 

Der SLH wendet sich ebenso gegen diejenigen, die hierzulande stets die 
Verfassungshüter spielen, die Beachtung rechtsstaatlicher und demokrati­
scher Grundsätze fordern, im Fall Chile aber nun mehr oder minder offen 
den Putsch begrüßen und damit ihre interessengebundene Doppelzüngig­
keit offenbaren. 

12. Zur Verfolgung oppositioneller Intellektueller 
in der Sowjetunion 
beschlossen im September 1973 in Königswinter 

Die Verfolgung oppositioneller Intellektueller in der Sowjetunion nimmt al­
len Entspannungstendenzen der Sowjetführung nach außen entgegenlau­
fend immer schärfere Formen an. Die Vorenthaltung grundlegender Men­
schenrechte für sowjetische Dissidenten stellt eine fortgesetzte schwere 
Verletzung der UN-Menschenrechtskonvention dar. Sacharow und Sol­
schenizyn stehen nur stellvertretend für viele andere, im Westen weniger 
bekannte Intellektuelle, die von ihrem, durch die Verfassung der Sowjet­
union gewährleisteten Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch ma­
chen und dafür in Arbeitslager und psychiatrische Krankenhäuser einge­
sperrt werden. Der SLH solidarisiert sich mit den verfolgten sowjetischen 
Intellektuellen und fordert die Sowjetführung auf, die Repressalien gegen 
oppositionelle Bürger unverzüglich einzustellen. 
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